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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die Forderung der SVP, nach einem zweiten Regierungssitz, gehörte seit der
Nichtbestätigung von Christoph Blocher (svp, ZH) nach den Wahlen 2007 zum
Standardrepertoire der Volkspartei. Bei den Bundesratswahlen 2011 hatte sich die SVP
mit ihrem nicht sehr professionellen Nominierungsverfahren praktisch selber aus dem
Rennen genommen. Die Vehemenz der Forderung, nach einer adäquaten
Regierungsbeteiligung, nahm 2015 gar noch zu und die Attacken der Volkspartei, vor
allem auf den BDP-Bundesratssitz, wurden lauter. Die zahlreichen Kandidierenden, die
vor den Parlamentswahlen als mögliche Herausforderer angepriesen wurden, dienten
dabei einerseits als Nebelpetarden. Weil diese Ankündigungen und sofortigen
Dementis, etwa von Toni Brunner (svp, SG) oder Adrian Amstutz (svp, BE), von den
Medien bereitwillig aufgenommen und diskutiert wurden, schadete dies anderseits dem
Wahlkampf der SVP in keinster Weise. Auch die anderen Parteien profitierten freilich
von der medial breitgeschlagenen Diskussion um mögliche Szenarien für die nach den
Gesamterneuerungswahlen anstehenden Bundesratswahlen. Die Bürgerlichen
bestätigten zwar den prinzipiellen Anspruch der SVP auf einen zweiten Regierungssitz,
Regierungsmitglieder, die ihre Sache gut machten, wolle man aber nicht abwählen. SP
und GP betonten mit ebendiesem Argument, dass sie Eveline Widmer-Schlumpf (bdp)
auf jeden Fall bestätigen wollten.
Die Ausgangslage änderte sich freilich nach der Demissionsankündigung der BDP-
Bundesrätin. Die Linke pochte zwar auf einen neuen Mitte-Kandidaten, falls die SVP
Kandidierende nominiere, die gegen die Bilateralen seien, und die Grünen sahen
ebenfalls weit und breit keinen wählbaren SVP-Kandidierenden. Die restlichen Parteien
signalisierten aber rasch, dass sie den Anspruch der SVP auf einen zweiten
Bundesratssitz guthiessen und für Spielchen nicht zu haben seien. Dazu gehörte auch
die Bestätigung, Bisherige nicht abwählen zu wollen. In der Tat wurde die Möglichkeit
diskutiert, einen FDP-Bundesrat abzuwählen und mit einem Kandidierenden der
Mitteparteien zu ersetzen, um eine rechtslastige Regierung mit 2 FDP und 2 SVP
Magistraten zu verhindern. Die Chance für ein solches Szenario, war allerdings mehr als
gering, würden doch dafür weder die FDP noch die SVP Hand bieten. 
Rasch zeigte sich zudem, dass die Volkspartei das Nominierungsverfahren dieses Mal
mit grösserer Sorgfalt angegangen war als vier Jahre zuvor. Aus den elf ursprünglichen
Bewerbungen präsentierte die SVP nach ihrer Fraktionssitzung am 20. November drei
Kandidierende aus den drei hauptsächlichen Sprachregionen: Thomas Aeschi (svp, ZG),
Guy Parmelin (svp, VD) und Norman Gobbi (TI, lega). Der Tessiner Lega-Regierungsrat
stellte sich unter das Banner der SVP, wollte aber auf kantonaler Ebene Legist bleiben.
SVP-Fraktionspräsident Adrian Amstutz (svp, BE) wies darauf hin, dass Gobbi Mitglied
der SVP Schweiz sei und das Gedankengut der SVP vertrete. Man kooperiere mit der
Lega auf nationaler Ebene schon lange. Die Lega gehöre im Parlament schliesslich auch
zur SVP-Fraktion. Gobbi sei von der Fraktion praktisch einstimmig nominiert worden
(mit 72 von 74 Stimmen). Parmelin (svp, VD) siegte mit 48 zu 29 Stimmen über Oskar
Freysinger (VS, svp) und Aeschi setzte sich im fünften Wahlgang mit 44 zu 37 Stimmen
gegen Heinz Brand (svp, GR) durch. Ohne Chancen, oder gar nicht ins engere
Auswahlverfahren aufgenommen, waren die Kandidaturen von Hannes Germann (svp,
SH), Thomas Hurter (svp, SH), Res Schmid (NW, svp), Thomas de Courten (svp, BL), Albert
Rösti (svp, BE) und David Weiss (BL, svp). 
Die Dreier-Auswahl überraschte, waren doch im Vorfeld andere Favoriten gehandelt
worden, die im Parlament eine breitere Unterstützung erhalten hätten. Die SVP machte
aber von Anfang an klar, dass sie ihre –  nach der Nicht-Bestätigung Blochers – in den
Parteistatuten verankerte Regel, strikte anwenden werde. In diesem Sinne würden nicht
nominierte, aber gewählte Kandidaten, die ihre Wahl dennoch annähmen, aus der
Partei ausgeschlossen. Die Chancen für Hannes Germann (svp, SH), der laut der NZZ
mehr Freunde im Parlament als in seiner Partei habe und der erste Bundesrat aus dem
Kanton Schaffhausen gewesen wäre, oder für Heinz Brand (svp, GR), der lange als
Kronfavorit aus der vernachlässigten Ostschweiz gegolten hatte, lagen damit praktisch
bei Null. Es wurden zwar Szenarien für einen Sprengkandidaten aus der Reihe der SVP
diskutiert und linke Stimmen kritisierten die Ausschlussregel als Erpressungsversuch,
dem man sich nicht beugen werde. Mögliche Sprengkandidaten gaben allerdings rasch
bekannt, eine allfällige Wahl nicht annehmen zu wollen. 
Die SVP wurde nicht müde zu betonen, dass man mit dem sprachregional

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 20.11.2015
MARC BÜHLMANN
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ausgewogenen Dreierticket eine echte Auswahl anbiete. Man sei der Forderung der SP
und der CVP nachgekommen, einen Kandidierenden aus der Westschweiz aufzustellen
und wolle als grösste Partei auch in der Regierung zwei Landesteile repräsentieren. Die
Auswahl sorgte allerdings auch für Misstöne. Mit der Nominierung von Norman Gobbi
(TI, lega) und Guy Parmelin (svp, VD) – der eine laut Presse bekannt für seine verbalen
Entgleisungen, der andere ein politisches Leichtgewicht – wolle die SVP dem Parlament
den Deutschschweizer Kandidaten Thomas Aeschi (svp, ZG) aufzwingen. Die Romandie
wäre mit drei Sitzen deutlich übervertreten und Gobbi sei Vertreter der Lega. Dies sei
keine echte Auswahl und der schweizerischen Konkordanz unwürdig – liess sich etwa
Eric Nussbaumer (sp, BL) zitieren. Auch die NZZ kommentierte die Dreier-Nomination
als Auswahl, die keine sei. In den Medien galt vorab der Zuger Thomas Aeschi als
Kronfavorit. Er vertrete den neuen Stil der SVP, sei jung und ein Vertreter Blocher'scher
Prägung – so etwa der TA. Die SVP wurde freilich nicht müde zu betonen, dass sie gerne
Regierungsmitglieder aus unterschiedlichen Sprachregionen hätte. 
Die Stimmen –  auch aus der SVP – , die gerne eine breitere Auswahl aus der
Deutschschweiz gehabt hätten, verstummten allerdings nicht. Es gebe durchaus
Spielraum für einen (SVP-internen) Sprengkandidaten, zitierte das SGT Vertreter von SP
und CVP. Immerhin war in den letzten 100 Jahren jeder fünfte gewählte Bundesrat wild,
also nicht von der eigenen Partei nominiert worden. Freilich hatte die Volkspartei alle
ursprünglich elf SVP-Kandidaten dazu bewegt, schriftlich zu bestätigen, eine Wahl als
Sprengkandidat nicht anzunehmen. 1

Parlamentsmandat

Mitte November 2016 gab das Büro des Nationalrates einer Initiative Nussbaumer Folge,
die einen Zugang zum Extranet für persönliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von
Ratsmitgliedern forderte. Via Extranet werden den Parlamentarierinnen und
Parlamentariern auf elektronischem Weg Unterlagen zu den Kommissionsgeschäften,
Mitteilungen und Informationen zum Ratsbetrieb sowie Formulare zur Verfügung
gestellt. Da es sich dabei in der Regel um vertrauliche Dokumente handelt, ist der
Zugriff auf das Extranet den Parlamentsmitgliedern vorbehalten. Eric Nussbaumer (sp,
BL) fordert in seinem Vorstoss, dass auch für die persönlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Nationalrätinnen und Nationalräte zumindest ein beschränkter Zugriff
aufs Extranet einzurichten sei. Damit werde eine effizientere Zusammenarbeit
ermöglicht. Das Büro wird sich der Sache annehmen und Zugangsregeln und spezifische
Einschränkungen ausarbeiten. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.11.2016
MARC BÜHLMANN

Volksrechte

Da Initiativen der Beratungskategorie der sogenannten «freien Debatte» zugeordnet
werden, haben grundsätzlich alle Parlamentsmitglieder das Recht auf Wortmeldung. In
den anderen, seit 1990 geltenden Beratungskategorien äussern sich in der Regel –
neben den Vertreterinnen und Vertretern des Bundesrates – lediglich
Kommissionssprecherinnen und -sprecher, Antragstellerinnen und Antragsteller von
Vorstössen oder Minderheitsanträgen und allenfalls Fraktionssprecherinnen und
-sprecher. Schon früher uferte die freie Debatte bei Volksinitiativen gerne auch in
einem ziemlichen Redemarathon aus, so etwa bei der «No-Billag»-Initiative. Immer
häufiger wird in solchen Debatten zudem auch das Recht genutzt, Zwischenfragen zu
stellen. So war es auch wenig verwunderlich, dass im Nationalrat nicht weniger als 83
Ratsmitglieder einen Antrag gestellt hatten, um in einem Votum die eigene Position zur
Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)»
verdeutlichen zu können. Aufgrund der grossen Zahl an Rednerinnen und Rednern, aber
eben auch aufgrund der zahlreichen vor allem von SVP-Vertreterinnen und -vertretern
gestellten Zwischenfragen dauerte die Debatte schliesslich insgesamt über neun
Stunden – auf drei verschiedenen Sessionstage verteilt.  

In der Tat stellten die Fraktionsmitglieder der SVP den Hauptharst der Rednerinnen und
Redner, nämlich deren 42; von der SP-Fraktion meldeten sich 17 Mitglieder zu Wort, von
der FDP deren acht, von der CVP sieben, von den Grünen vier und von GLP und BDP je
zwei. Nicht weniger als 82 der 102 Zwischenfragen stammten zudem von der Volkspartei
(FDP: 9; SP: 7; BDP: 2; CVP: 1; GP: 1), wobei die SVP-Fraktionsvertreterinnen und
-vertreter sich häufig auch innerhalb der Fraktion selber befragten, was Roger
Nordmann (sp, VD) zur Zwischenfrage veranlasste, ob es sich hier nicht eher um die
«Selbstbefragungs-Initiative» handle. Den von verschiedenen Ratsmitgliedern
geäusserte Verdacht, dass die Volkspartei versuche, die Ratsabstimmung über die

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.06.2018
MARC BÜHLMANN
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Initiative so zu verzögern, dass das Begehren nicht bereits im November 2018, sondern
im Wahljahr 2019 an die Urne gelangt – Beat Jans (sp, BS) sprach von «Filibustern» und
Nadine Masshardt (sp, BE) staunte darüber, dass die SVP so viele Fragen zur eigenen
Initiative habe – konnte die SVP nicht ganz ausräumen. Freilich können Zwischenfragen
nur gestellt werden, wenn der Ratspräsident oder die Ratspräsidentin – aktuell
Dominique de Buman (cvp, FR)  – unmittelbar nach einem Votum die Rednerin oder den
Redner fragt, ob diese oder dieser die Zwischenfrage zulasse. Wird diese Frage
verneint, darf die Zwischenfrage nicht gestellt werden. Die meisten Votantinnen und
Votanten – mit Ausnahme der SVP-Abgeordneten – liessen denn die Zwischenfragen gar
nicht zu. Weil einige darob erzürnte SVP-Zwischenfragerinnen und -frager ihre Frage
trotzdem in den Saal riefen, musste de Buman einige Ermahnungen aussprechen.

Der Verdacht, dass es der SVP mit ihrer Redner- und Zwischenfragestrategie in der Tat
nicht nur um einen Kampf gegen die «Diskussionsverweigerung [...] der
Demokratieabschaffer in diesem Saal» ging, wie sich etwa Roger Köppel (svp, ZH)
echauffierte, sondern um eine Verschleppungstaktik, «damit das Geschäft erst im
Wahljahr vors Volk kommt», wie Roger Nordmann vermutete, wurde durch einen von
Fraktionssprecher Thomas Aeschi (svp, ZG) vorgebrachten Ordnungsantrag weiter
erhärtet. Die SVP wehrte sich nämlich dagegen, dass für den dritten Debattenteil eine
Nachtsitzung anberaumt wurde, was in der Regel nur bei hoher Geschäftslast oder
dringlichen Geschäften erfolge. Mit ihrem Ordnungsantrag wollte die SVP ihr Begehren
zu den normalen Sitzungszeiten weiter beraten, was wohl eine Verschiebung in die
Herbstsession bedeutet hätte. Die Sprecherin des Büros, Marina Carobbio Guscetti (sp,
TI) wies darauf hin, dass mit der überdurchschnittlichen Zahl an Rednerinnen und
Rednern das Kriterium der hohen Geschäftslast sehr wohl erfüllt sei. Der
Ordnungsantrag wurde dann mit 121 zu 67 Stimmen abgelehnt. Die 67 Stimmen
stammten allesamt aus den Reihen der Volkspartei. 
Auch der am dritten Verhandlungstag gestellte Antrag der SVP, die Anwesenden zu
zählen, um das nötige Quorum nachzuprüfen, verhalf nicht wirklich zu einer
Beschleunigung der Debatte. Freilich verliessen zahlreiche Parlamentarierinnen und
Parlamentarier nach dem Drücken des blauen Knopfes – der der Anwesenheitskontrolle
dient – den Nationalratssaal wieder, was Toni Brunner (svp, SG) derart erzürnte, dass er
als Antwort auf eine entsprechende Zwischenfrage von Thomas Aeschi von einem
«Kindergarten» sprach und seine Tirade gegen die nicht anwesenden Ratskolleginnen
und -kollegen vom Nationalratspräsidenten erst durch Abschalten des Mikrofons
unterbrochen wurde.

Nebst all diesem Geplänkel wurden freilich auch Argumente ausgetauscht. In der Tat
dienen die freie Debatte wie auch die Zwischenfragen ja durchaus auch dazu, den
Bürgerinnen und Bürgern zu zeigen, welche Begründungen für den Bezug der
verschiedenen Fronten geltend gemacht werden. Die ab und zu ziemlich emotional, ja
gar gehässig geführte Debatte – der Sonntags-Blick sprach von einer von der SVP
geplanten und zelebrierten Entgleisung, der Tages-Anzeiger von einem eigentlichen
Politikspektakel und die Aargauer Zeitung warf der SVP vor, statt einer inhaltlichen
Debatte auf Klamauk zu setzen – liess in der Tat deutliche Positionsbezüge erkennen.
Während alle Mitglieder der SVP-Fraktion das Begehren vehement verteidigten, lehnten
alle anderen Fraktionen die Initiative einhellig ab. 

Die Kommissionssprecherin Valérie Piller Carrard (sp, FR) und der
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) berichteten, dass alle von der SPK-NR
angehörten Wirtschaftsvertreterinnen und -vertreter sowie sämtliche Rechtsexperten
die Initiative ablehnten. Es werde befürchtet, dass das Begehren dem
Wirtschaftsstandort Schweiz schade und in juristischer Hinsicht mehr Probleme
schaffe als löse. In der Kommission sei zudem die Gefahr einer Kündigung wichtiger
Menschenrechtsabkommen, ja gar der Europäischen Menschenrechtskonvention,
diskutiert worden. Klar sei einzig, dass bei einem Konflikt zwischen Völker- und
Landesrecht bestehende Verträge neu verhandelt oder gekündigt werden müssten. Wer
allerdings in welchem Verfahren feststelle oder entscheide, wann ein Normenkonflikt
bestehe und wann nicht bzw. wann dieser Konflikt genügend gravierend sei, bleibe
völlig unklar. Dies würde bei Annahme des Volksbegehrens eine grosse
Rechtsunsicherheit schaffen. Die Kommission empfehle deshalb mit 16 zu 9 respektive
14 zu 11 Stimmen, die Initiative abzulehnen und nicht auf den Gegenvorschlag
einzutreten. Letzterer war von Gerhard Pfister (cvp, ZG) eingebracht worden und
entsprach im Grossen und Ganzen dem schon im Ständerat gescheiterten Vorschlag
von Andrea Caroni (fdp, AR). Pfister zog seinen Antrag gleich zu Beginn der
nationalrätlichen Debatte zurück, weil die Initianten keinerlei Bereitschaft zeigen
würden, auf seinen Vorschlag für eine alternative Lösung überhaupt einsteigen zu
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wollen. 

Die Befürworterinnen und Befürworter der Initiative begründeten ihr Anliegen mit vier
Hauptargumenten: (I) Die Initiative wolle Rechtssicherheit schaffen, indem die
Hierarchie von Völker- und Landesrecht geklärt werde. Dies sei auch angesichts einer
immer stärkeren Einmischung rechtlicher Normen in die Politik (sogenannte
Justizialisierung) von Nöten. (II) Damit werde zudem die (direkte) Demokratie gestärkt
und die Abhängigkeit vom Ausland gemindert. (III) Häufig wurde argumentiert, dass mit
der Initiative nur ein Zustand wiederhergestellt werde, wie er fünf Jahre zuvor schon
geherrscht habe. Damit wurde auf ein Bundesgerichtsurteil vom 12. Oktober 2012
rekurriert, mit welchem die Schubert-Praxis faktisch ausser Kraft gesetzt und wodurch
festgelegt worden sei, dass internationales Recht generell nationalem Recht vorgezogen
werden müsse. Konkret hatte das Bundesgericht in einem Fall die
Menschenrechtskonvention der Regelung der Ausschaffungsinitiative vorgezogen.
Damit sei die direkte Demokratie gleichsam ausgehebelt worden, so die SVP. Kein
anderer Staat gebe aber internationalem Recht Vorrang vor Landesrecht. (IV) Gewarnt
wurde in diesem Zusammenhang auch vor der Einmischung der EU, die mit dem viel
diskutierten Rahmenabkommen und dem Vorrang von internationalem Recht faktisch
zum «obersten Souverän der Schweizerischen Eidgenossenschaft» werde – so etwa
Hans-Ueli Vogt (svp, ZH). Die Schweiz werde zu einer Marionette und Volksentscheide
verkämen zu einer Art Umfrageergebnis, was letztlich nur noch eine
Scheinselbstbestimmung sei, erklärte Thomas Aeschi. Andreas Glarner (svp, AG)
verklebte sich den Mund mit blauen Klebestreifen, um zu demonstrieren, dass man sich
den Mund verbieten lasse. Roger Köppel warnte gar von einer «kalten Entmachtung des
Volkes» und Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) stellte die Anschuldigung in den
Raum, dass die «sogenannten Volksvertreter im Saal», denen man im Gegensatz zum
Volk nicht vertrauen könne, dem süssen Gift der Macht verfallen seien, die Souveränität
des Volkes an sich rissen und ins Ausland verkauften. Dies sei der Untergang der
Schweiz. 

Die Gegnerinnen und Gegner des Begehrens betonten neben den bereits von der
Kommission vorgebrachten Argumenten auch den nötigen Spielraum, den Gerichte im
Einzelfall bräuchten, der aber mit einer Annahme der Initiative stark eingeschränkt
würde. Zahlreiche Plädoyers machten sich zudem für die Menschenrechte stark, die mit
der Annahme einer Initiative gefährdet wären, weil die Kündigung der
Menschenrechtskonvention durch die Schweiz einen fatalen Vorbildcharakter hätte.
Balthasar Glättli (gp, ZH) sprach etwa von einer «Antimenschenrechts-Initiative». Das
Volksbegehren stelle die Werte der Schweiz – laut Nadine Masshardt (sp, BE)
«Verlässlichkeit, Stabilität und Menschenrechte» – fundamental infrage. Die kleine
Schweiz sei auf Vertragssicherheit und auf Völkerrecht angewiesen, damit sie nicht dem
Recht des Stärkeren ausgesetzt sei. Aber wer – so fragte sich Matthias Jauslin (fdp, AG)
– gehe mit einem unverlässlichen Partner noch einen Vertrag ein? Völkerrechtliche
Verträge würden von der Schweiz freiwillig eingegangen, weil sie von grossem Nutzen
seien, betonte Ruth Humbel (cvp, AG). Die Stimmbevölkerung werde nicht durch
Völkerrecht entmachtet, weil wichtige Verträge ja immer direktdemokratisch legitimiert
seien, gab Eric Nussbaumer (sp, BL) zu bedenken. 

Das Schlussvotum gehörte Justizministerin Simonetta Sommaruga. Sie führte aus, dass
sich Souveränität und globale Vernetzung nicht widersprechen, weil die Schweiz
souverän bestimme, mit wem sie internationale Verträge abschliesse. Wie diese
Verträge abzuschliessen seien und dass man sie einzuhalten habe, stehe eigentlich in
der von Volk und Ständen abgesegneten Bundesverfassung. Ebenfalls festgehalten sei,
dass es den Gerichten zu überlassen sei, bei Normenkonflikten flexibel und pragmatisch
zu entscheiden. Mit der Selbstbestimmungsinitiative würde dies allerdings auf den Kopf
gestellt. Das Begehren fordere nicht nur, dass Völkerrecht nicht mehr zählen solle,
sondern dass die Gerichte im Konfliktfall rechtswidrige Entscheide fällen müssten. Die
Neuaushandlung von Verträgen würde damit zu einer Obligation und bleibe nicht
Option. Die Initiative, weil sie nur Schwarz und Weiss kenne, zwänge die Schweiz in ein
Korsett. Nicht nur die eigene Handlungsfähigkeit würde eingeschränkt, sondern auch
die Zuverlässigkeit der Schweiz als Vertragspartnerin werde aufs Spiel gesetzt. Zudem
sei die Initiative nicht genügend deutlich bei der Definition von «Widerspruch». Wann
ein Konflikt zwischen Völkerrecht und Landesrecht bestehe, wie gross dieser sein
müsse und wer dies entscheide, bleibe unklar. Die Justizministerin versuchte auch die
Meinung zu entkräften, dass das Bundesgericht seit 2012 auf die Schubert-Praxis
verzichtet habe; es sei im Gegenteil in mehreren Fällen Bezug genommen worden auf
diese Praxis. Die Schweiz sei erfolgreich, weil sie beweglich und pragmatisch immer
wieder neue Antworten auf neue Herausforderungen gefunden habe. Die im Gegenteil
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dazu starre und dogmatische Initiative werde vom Bundesrat deshalb zur Ablehnung
empfohlen. 

Wie aufgrund der Debatte nicht anders zu erwarten war, stimmten die 67 anwesenden
Mitglieder der SVP-Fraktion – einzig Ulrich Giezendanner (svp, AG) war abwesend – für
und die restlichen 127 bei der Abstimmung anwesenden Nationalrätinnen und
Nationalräte gegen Annahme der Initiative. 3

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Da sich alle Bisherigen wieder zur Wahl in den 7-köpfigen Nidwaldner Regierungsrat
stellten, sorgte lediglich der Sitzanspruch der SVP, die erst seit 1999 im Kanton existiert,
für einen Wahlkampf im eigentlichen Sinn. Landrat Res Schmid trat in der ersten
Beteiligung der SVP an Nidwaldner Regierungsratswahlen gegen je drei Vertreter von
CVP und FDP an, die seit 2002 gleich stark in der Exekutive vertreten sind. Das siebte
Mandat wurde vom Bisherigen Leo Odermatt vom grünen Demokratischen Nidwalden
verteidigt. Im Gegensatz zum erfolgreichen Abschneiden der SVP im Landrat scheiterte
Res Schmid deutlich mit nur 4598 Stimmen am Einzug in die Regierung. Alle Bisherigen
wurden in ihrem Amt bestätigt, am besten Hugo Kayser (cvp, 9299 Stimmen) vor Paul
Niederberger (cvp, 9252) sowie Gerhard Odermatt (fdp, 8817), Beat Fuchs (fdp, 8651)
und Leo Odermatt (dn, 8326). Mit Beatrice Jann-Odermatt (fdp, 8321) und Lisbeth
Gabriel-Blättler (cvp, 8315) wurden auch die beiden Regierungsrätinnen mit guten
Ergebnissen wiedergewählt. Die Wahlbeteiligung lag bei 42,6%. 4
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Gleich vier der sieben Regierungsmitglieder traten nicht mehr zu den
Gesamterneuerungswahlen an: Beatrice Jann und Beat Fuchs von der FDP, Lisbeth
Gabriel von der CVP und Leo Odermatt von den Grünen verzichteten auf eine weitere
Legislatur. Der Kampf von neun Kandidierenden um die sieben Sitze verhiess deshalb
Spannung. Die CVP, im Landrat stärkste Partei, trat mit drei Kandidierenden an, um den
bei den Ersatzwahlen 2008 an die SVP verlorenen dritten Sitz wieder zurückzuerobern.
Neben dem bisherigen Regierungsrat Hugo Kayser schickte die Partei Maria Wyrsch und
Alois Bissig ins Rennen. Die mit drei Sitzen gemessen an ihrer Vertretung im Parlament
eher übervertretene FDP hatte gleich zwei Vakanzen zu verteidigen. Sie trat mit dem
bisherigen Gerhard Odermatt, der eine dritte Legislatur anstrebte, sowie mit den
beiden neuen Hans Wicki und Yvonne von Deschwanden an. Die SVP erhob mit einem
Zweierticket Anspruch auf einen zweiten Regierungssitz. Neben dem bisherigen Ueli
Amstad trat der amtierende Landratspräsident Res Schmid nach 2006 bereits zum
zweiten Mal an. Die Grünen schliesslich versuchten mit Claudia Dillier den Sitz des
zurückgetretenen Leo Odermatt zu verteidigen. 

Im ersten Wahlgang wurden fünf von sieben Sitzen besetzt. Neben den drei Bisherigen,
schafften es auch Wicki und Schmid. Die SVP konnte den zweiten Sitz somit gleich auf
Anhieb erobern. Enttäuschend schlugen sich die Frauen, von denen keine das absolute
Mehr erreichte, und die Grünen, deren Kandidatin abgeschlagen auf dem neunten Rang
lag. Die Wahlbeteiligung lag bei 54%. Obwohl die CVP mit Kayser das beste Resultat
erzielt hatte, musste sie im zweiten Wahlgang zittern, denn drei der vier erfolglosen
Kandidierenden traten nochmals an. Die CVP setzte nur noch auf Bissig, der im ersten
Wahlgang 440 Stimmen mehr erzielt hatte als Wyrsch, um ihre Wahlchancen nicht mit
einer Zweierkandidatur zu kompromittieren. Die bürgerliche Allianz war schliesslich
erfolgreich. Gewählt wurden von Deschwanden und Bissig. Das Nachsehen hatten damit
beim zweiten Urnengang, an dem 41.6% der Stimmberechtigten teilnahmen, die
Grünen, deren Regierungsbeteiligung nach zwölf Jahren beendet wurde.
Verliererinnen waren aber auch die Frauen, da nicht mehr zwei, sondern nur noch eine
Regierungsrätin in Nidwalden mitregiert. 5
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Bereits zu Beginn der laufenden Legislatur hatte Gerhard Odermatt (fdp) kommuniziert,
dass er altershalber bei den Erneuerungswahlen für den Nidwaldner Regierungsrat 2014
nicht mehr antreten werde. Der Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartements hatte der
Regierung seit 2002 angehört. Ebenfalls nicht mehr antreten wollte der 2005 in den
Regierungsrat gewählte, 61-jährige Hugo Kayser (cvp), der der Finanzdirektion
vorgestanden hatte und als einer der Väter der Lizenzbox-Lösung gilt, mit der Firmen
Erträge aus Lizenzen (z.B. Patente, Markenrechte) günstiger versteuern können. Wieder
antreten wollten die restlichen fünf amtierenden Exekutivmitglieder Ueli Amstad (svp),
Alois Bissig (cvp), Yvonne von Deschwanden (fdp), Res Schmid (svp) und Hans Wicki
(fdp). Die CVP wollte ihren frei werdenden Sitz nicht nur verteidigen, sondern trat
neben Alois Bissig mit zwei weiteren Kandidierenden an. Zur Verfügung stellten sich der
amtierende Kantonalpräsident Othmar Filliger und die Gemeindepräsidentin von
Oberdorf, Karin Kayser. Die CVP begründete ihren Angriff damit, dass der frei werdende
FDP-Sitz aufgrund der Wählerstärken keiner Partei klar zustehe. Die FDP schickte neben
ihren beiden amtierenden Kandidierenden Alfred Bossard ins Rennen, um die
Dreiervertretung zu verteidigen. Bossard galt 2011 als Favorit für den Nationalrat,
musste damals aber aus gesundheitlichen Gründen zurückziehen, was mit ein Grund für
den Sieg von Peter Keller (svp) gewesen war. Auch die SVP machte Jagd auf einen
dritten Sitz, auf den sie aufgrund ihrer Wählerstärke ein Anrecht habe – tatsächlich
verfügt die Volkspartei im Kanton Nidwalden über den höchsten Wähleranteil. Neben
den zwei Bisherigen kandidierte Martin Zimmermann, SVP-Fraktionschef im Nidwaldner
Landrat. In die seit vier Jahren rein bürgerliche Regierungsphalanx wollten die Grünen
mit Conrad Wagner einbrechen und so den 2010 verlorenen Sitz wieder zurückerobern
– die Grünen sassen als Demokratisches Nidwalden mit Leo Odermatt von 1998 bis 2010
in der Regierung. Obwohl Wagner als Gründer der Mobility Car Sharing und als
Verkehrsexperte bekannt und gut vernetzt war, wurden ihm nur marginale Chancen
eingeräumt. Allgemein wurde davon ausgegangen, dass die Bisherigen bestätigt werden,
wobei ein zweiter Wahlgang bei zehn Kandidierenden für sieben Sitze wahrscheinlich
war. Wacklig war einzig der Sitz von Hans Wicki (fdp), der als Baudirektor umstrittene
Dossiers (Flugplatz, Zentralbahn Hergiswil) zu betreuen hatte. 
Der Ausgang der Wahlen, an denen sich 50,2% der Nidwaldner Wählerschaft beteiligte,
barg dann allerdings doch einige Überraschungen. Gleich fünf Kandidierende
übersprangen das absolute Mehr (7'485 Stimmen) bereits im ersten Umgang, darunter
die neu antretende Karin Kayser (cvp), die 7'859 Stimmen erhielt und dafür sorgte, dass
in der Nidwaldner Regierung neu zwei Frauen sitzen. Vom Bisherigenbonus profitieren
konnten Ueli Amstad (svp, 9'280 Stimmen), Res Schmid (svp, 8'428 Stimmen), Yvonne
von Deschwanden (fdp, 8'169 Stimmen) und Hans Wicki (fdp, 8'075 Stimmen), dem sein
Amt als Baudirektor also doch nicht in die Quere gekommen war. Überraschend
schlecht schnitt hingegen Alois Bissig (cvp) ab. Mit 7'102 Stimmen lag er gar noch hinter
seinem neu antretenden Parteikollegen Othmar Filliger (cvp, 7'293 Stimmen) und auch
hinter dem sechstplatzierten Alfred Bossard (fdp, 7'347 Stimmen). Die in Nidwalden in
den Vorjahren virulent diskutierte Verschiebung eines Jagdbanngebietes vom Skigebiet
Titlis in die Bannalp schien Bissig viele Stimmen gekostet zu haben; darauf hin wies
zumindest das vergleichsweise schlechtere Abschneiden Bissigs in den von der
Verschiebung betroffenen Gemeinden. Überraschend war zudem, dass die beiden
Bisherigen der SVP die besten Resultate erzielt hatten, der neu für die Volkspartei
antretende Martin Zimmermann aber lediglich 5'329 Stimmen erhielt. Damit lag
Zimmermann freilich noch vor Conrad Wagner (gp, 5'203 Stimmen). Die CVP hatte sich
mit der Dreierkandidatur in eine schwierige Lage manövriert. Mancherorts wurde
gemutmasst, dass eine Stimmenaufteilung zulasten von Bissig die Folge gewesen sei. Die
CVP musste sich nun entscheiden, ob sie für den zweiten Wahlgang ihren
Parteipräsidenten oder ihren bisherigen Regierungsrat ins Rennen schicken oder gar
mit einer Zweierkandidatur antreten wollte. Der Kantonalvorstand entschied sich
schliesslich für eine Einerkandidatur mit Filliger und begründete dies mit der höheren
Stimmenzahl. Bissig zeigte sich ob dem Entscheid der Parteileitung sehr enttäuscht und
tat sich schwer, diesen zu akzeptieren. Er kritisierte, dass man die Wahlbevölkerung
hätte entscheiden lassen sollen. Die Grünen, beflügelt durch ihren Wahlgewinn im
Parlament, schickten Conrad Wagner erneut ins Rennen. Man wolle verhindern, dass die
CVP im Alleingang entscheide, wer in die Regierung komme. Zudem müssten in der
Regierung alle politischen Richtungen vertreten sein. Auch Alfred Bossard (fdp) trat
noch einmal an. Die SVP verzichtete hingegen auf einen erneuten Angriff. Das mässige
Resultat zeige, dass man mit einem pointiert politisierenden Vertreter keine Chance
habe, ein Exekutivamt zu gewinnen. Die Volkspartei empfahl die beiden bürgerlichen
Kandidierenden. Beim zweiten Wahlgang vom 18. Mai kam es schliesslich zu einer
Bestätigung der bisherigen Regierungszusammensetzung mit drei FDP- und je zwei
CVP- und SVP-Sitzen. Conrad Wagner (gp) hatte mit 5'294 Stimmen keine Chance auf
einen Regierungssitz. Othmar Filliger (cvp, 10'196 Stimmen) schaffte es im Vergleich zum
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ersten Wahlgang, Alfred Bossard (fdp, 10'169 Stimmen) leicht zu überflügeln. Auch weil
gleichzeitig eidgenössische Abstimmungen anstanden, lag die Wahlbeteiligung bei 56%.
Allerdings nahmen für die nationalen Vorlagen gar 63% der Nidwaldnerinnen und
Nidwaldner ihr Stimmrecht wahr. 6

Bei den Regierungsratswahlen in Nidwalden waren zwei Rücktritte zu verzeichnen.
Einerseits verzichtete FDP-Magistratin Yvonne von Deschwanden auf eine dritte
Amtszeit, andererseits trat mit SVP-Mann Ueli Amstad das amtsälteste
Regierungsmitglied zurück. Beide Rücktritte waren nicht unbedingt absehbar gewesen.
Insbesondere das Nicht-Antreten von Regierungsrätin von Deschwanden wurde auf
Seiten der FDP bedauert. Für die anstehenden Wahlen war die CVP somit als einzige
Partei in der komfortablen Situation, dass sich alle ihre drei Bisherigen wieder zur Wahl
stellten. Es waren dies Othmar Filliger, Karin Kayser und der 2016 gewählte Josef
Niederberger. Mit Ausnahme der SP, welche als Kleinpartei in Nidwalden keine
Ansprüche erhob, drehte sich bei allen anderen Parteien das Kandidatenkarussell für
das siebenköpfige Gremium. Die zentrale Frage war, ob es zu einer stillen Wahl mit
einem impliziten Nicht-Angriffspakt der bürgerlichen Parteien kommen würde. Als die
SVP eine Zweiernomination bekanntgab, sah es zunächst in der Tat danach aus. Die
Rechtspartei, welche sonst in anderen Kantonen kaum für bescheidene Sitzansprüche
bekannt war, entschied sich, neben dem bisherigen Regierungsrat Res Schmid einzig
Landrätin Michèle Blöchliger zu portieren. Der Entscheid sorgte parteiintern für einigen
Diskussionsstoff, war es doch ein offenes Geheimnis, dass mit Landwirt Walter
Odermatt ein williger Kandidat für ein Dreierticket bereit gestanden wäre. An der
Versammlung der kantonalen SVP genoss die bedachte Strategie der Parteileitung aber
letztlich breite Unterstützung. Bei den Grünen stand mit Landrat Conrad Wagner
ebenfalls ein Kandidat zur Verfügung, welcher den 2010 verlorenen Sitz zurückerobern
wollte. Im Lager der GPS war man aber nicht darauf bedacht, einzig und allein einen
Kandidaten zu stellen, um eine stille Wahl zu verhindern. Aus diesem Grund entschied
sich die Partei – sehr zum Bedauern Wagners – auf eine Kandidatur zu verzichten. Eine
Rolle dürfte dabei auch gespielt haben, dass man mit Wagner bereits zweimal erfolglos
für einen Regierungsratssitz angetreten war. Schliesslich war es die FDP, welche mit
ihrem Dreierticket dem Nidwaldner Stimmvolk doch noch eine Auswahl bot. Neben
Amtsinhaber Alfred Bossard kandidierten neu Joe Christen und Niklaus Reinhard. Dass
die Freisinnigen trotz zwei bisherigen Sitzen mit drei Kandidaten antraten, machte
insofern Sinn, als dass die Partei erst 2016 ihren dritten Sitz an die CVP verloren hatte.
Mit dem Doppelrücktritt bot sich eine äusserst günstige Chance dies wieder zu
korrigieren. Offensichtlich beflügelt vom Entscheid der FDP, wollte es nun plötzlich
auch Conrad Wagner wissen. Der Stanser Landrat entschied sich für eine Kandidatur
ohne Unterstützung seiner Partei. Bei den Nidwaldner Grünen betonte man, mit dieser
Entscheidung keine Probleme zu haben, auch wenn man der Kandidatur wenig Chancen
zurechnete.
Somit bewarben sich schlussendlich neun Kandidierende auf die sieben
Regierungssitze. Bezüglich Wahlchancen war man sich bei den Bisherigen am ehesten
bei CVP-Regierungsrat Josef Niederberger unsicher. Baudirektor Niederberger wurde
zwei Jahre zuvor in einer stillen Wahl bestätigt und war damit der amtsjüngste
Departementsvorsteher. Seine Chancen in der Erneuerungswahl waren deshalb schwer
abzuschätzen. Dass hingegen dem einzigen Kandidaten aus dem linken Lager, Conrad
Wagner, ein Coup gelingen würde, galt als eher unwahrscheinlich. Dessen Standpunkt,
als Kandidat ohne Parteiunterstützung für das gesamte politische Spektrum wählbar zu
sein, wurde in der Nidwaldner Zeitung als «Wunschdenken» bezeichnet. Ein Thema, zu
welchem die Kandidatinnen und Kandidaten auch im Wahlkampf Stellung beziehen
mussten, war der im Landrat hängige Vorstoss, die Nidwaldner Regierung von sieben auf
fünf Mitglieder zu verkleinern – analog zum Nachbarkanton Obwalden. Das Ansinnen
stiess bei den Anwärterinnen und Anwärtern auf wenig Zustimmung. Es wurde betont,
dass in Sachen Finanzierung wohl ein Nullsummenspiel resultieren würde, und dass das
Vollzeitpensum in einem fünfköpfigen Gremium die Distanz zur Bevölkerung eher
vergrössern würde. Träte jene Reform jedoch ab 2020 in Kraft, war man sich seitens
der Parteien bewusst, dass die jetzigen Wahlen eine beträchtliche Tragweite hätten.

Die Regierungsratswahlen im Kanton Nidwalden wurden dann Anfang März bereits im
ersten Wahlgang entschieden. Dabei setzten sich die Amstinhaberinnen und
Amtsinhaber an die Spitze. CVP-Frau Karin Kayser erzielte mit 11'951 Stimmen das beste
Resultat. FDP-Regierungsrat Alfred Bossard (11'869 Stimmen) reihte sich noch vor
Kaysers Parteikollegen Othmar Filliger (11'456 Stimmen) und SVP-Magistrat Res Schmid
(10'860 Stimmen) ein. Auch der der erstmals in einer echten Regierungsratswahl
antretende CVP-Mann, Josef Niederberger, schaffte die Wahl mit 10'776 Stimmen
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problemlos. Die Neukandidierenden machten mit deutlichem Abstand die zwei
restlichen Mandate unter sich aus. Dabei konnten SVP-Frau Michèle Blöchliger (7'741
Stimmen) und FDP-Kandidat Joe Christen (7'651 Stimmen) am Schluss jubeln. Den
Sprung in den Regierungsrat verpassten dafür FDP-Mann Niklaus Reinhard (7'397
Stimmen) und der Grüne Conrad Wagner (6'081 Stimmen). Das absolute Mehr von 6'128
Stimmen wurde von allen Kandidierenden – ausser Conrad Wagner – übersprungen.
Dass die Hürde so tief lag, hatte mit dem neuen Wahlsystem zu tun, in welchem die
Leerstimmen und Leerzeilen nicht mehr zur Berechnung des absoluten Mehrs
miteinbezogen wurden. Im neuen Nidwaldner Regierungsrat sitzen mit der Wahl von
Michèle Blöchliger weiterhin zwei Frauen. Die Wahlbeteiligung lag – wohl der
gleichzeitig stattfindenden Abstimmung über die No-Billag Vorlage geschuldet – bei
hohen 56.7% (2014: 50.2%). 7

Eidgenössische Wahlen

Der Trend hin zu immer mehr Kandidierenden auf immer mehr Listen bei den
Nationalratswahlen war auch im Kanton Basel-Landschaft zu beobachten. Insgesamt
waren es 112 Anwärterinnen und Anwärter, die auf einer der 16 Listen ihr Glück
versuchten. Mit einem Frauenanteil von 38.4% konnte sich der Basler Halbkanton im
nationalen Vergleich sehen lassen. Die Monate vor der Wahl waren stark vom Thema
Listenverbindungen geprägt. Die Diskussion drehte sich dabei hauptsächlich um eine
allfällige Allianz der Mitteparteien. Ausserdem prägend waren die Ergebnisse der Land-
und Regierungsratswahlen, die im Februar gleichen Jahres stattgefunden hatten. Diese
waren in erster Linie für die Grünen verheerend, welche ein Drittel ihrer Sitze
einbüssten. Aber auch die Sozialdemokraten mussten den Verlust ihres
Regierungsratssitzes hinnehmen. Auf der anderen Seite konnten die grossen
bürgerlichen Parteien gemeinsam zulegen. Einer Wiederholung dieses bürgerlichen
Triumphs in den nationalen Wahlen wurde gute Chancen eingeräumt.

Obwohl sich CVP, FDP und SVP bei den kantonalen Wahlen noch erfolgreich verbündet
hatten, ergab sich für die Nationalratswahlen eine etwas andere Ausgangslage. Die FDP
und die SVP gaben zunächst wie erwartet ihre Listenverbindung bekannt. Für die CVP
bot sich die Möglichkeit zum Anschluss, hätte rechnerisch für die Christdemokraten
aber wohl kaum Sinn gemacht. Endgültig in weite Ferne rückte der bürgerliche
Schulterschluss, als SVP-Kantonalpräsident Oskar Kämpfer für eine Listenverbindung
mit der CVP den Rücktritt der christlichdemokratischen Spitzenkandidatin Elisabeth
Schneider-Schneiter zur Bedingung machte. Verständlicherweise wurde dies in CVP-
Kreisen mit wenig Begeisterung aufgenommen, ja gar als Affront bezeichnet. Auch die
Idee einer Koalition der Mitteparteien erhielt früh einen Dämpfer, als die EVP mit der
Begründung absagte, sie politisiere in sozialen Fragen näher bei der Linken. Schliesslich
kehrte der CVP auch die GLP in letzter Sekunde den Rücken, worauf erstere einzig mit
der BDP die Verteidigung von Schneider-Schneiters Sitz in Angriff nahm. 
Die Grünen hatten neben ihren schlechten Wahlergebnissen zusätzlich mit einer
Parteiabspaltung zu kämpfen. Unter der Führung von Landrat Jürg Wiedemann wurde
nämlich die Partei der Grün-Unabhängigen gegründet, welche in einer Listenverbindung
mit der GLP das schwierige Vorhaben einer Verteidigung des Sitzes der amtierenden
Nationalrätin und ehemaligen Ratspräsidentin Maya Graf noch zusätzlich erschwerte.
Die EVP, welche bereits die CVP verschmäht hatte, entschied sich alleine und nicht in
einer linken Koalition anzutreten. So beruhten die Hoffnungen der Grünen einzig auf
der traditionellen Listenverbindung mit der SP. Die beiden sozialdemokratischen Sitze
von Eric Nussbaumer und Susanne Leutenegger Oberholzer galten gemeinhin als eher
ungefährdet. Für Spekulationen sorgten die gleichzeitigen National- und
Ständeratskandidaturen von FDP-Landrat Christoph Buser. Diese schienen die
Wiederwahl der bisherigen FDP-Nationalrätin Daniela Schneeberger zu gefährden. Auf
Seiten der SVP ging man aufgrund der guten Prognosen zuversichtlich in den Wahlkampf
und schielte auf einen Sitzgewinn.

Der auf bürgerlicher Seite erhoffte „Durchmarsch“ wurde am Wahltag nicht zur Realität.
Entgegen vieler Erwartungen blieb die Sitzverteilung beim Alten: 2 SVP, 2 SP, 1 FDP, 1
CVP und 1 GPS. Mit dem kantonalen Spitzenresultat von 36‘043 Stimmen konnte Maya
Graf ihren Sitz verteidigen. Ihre Partei – die Grünen – konnte auf 14.2% Wähleranteil
zulegen (+0.6 Prozentpunkte). Die Listenpartnerin SP verlor 2.2 Prozentpunkte und
landete bei 22.2%. Am stärksten zulegen konnten wie erwartet die SVP und die FDP.
Während die Volkspartei ihren Wähleranteil auf 29.8% (+2.9 Prozentpunkte) steigerte,
konnte die FDP gar um 4.3 Prozentpunkte zulegen (neu: 15.8%). Der grosse Zuwachs bei
den Freisinnigen relativiert sich jedoch, wenn man den massiven Verlust bei den letzten
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Wahlen (-5.5 Prozentpunkte) in Betracht zieht. Verlierer waren die kleinen und ohnehin
mandatslosen Mitteparteien, notabene die BDP, welche von 6.4% auf gerade mal 2.8%
Wähleranteil abrutschte. Die GLP kam noch auf 2.7% (-2.3 Prozentpunkte) und die EVP
auf 2.2% (-1.1 Prozentpunkte). Neu gewählt wurde SVP-Kandidatin Sandra Sollberger,
welche den zurückgetretenen Christian Miesch ersetzt. Somit werden neu fünf der
sieben Nationalratsmandate von Frauen besetzt (71%). Die Stimmbeteiligung hingegen
stellte sich mit 46.8% als weniger aussergewöhnlich dar. 8

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Im März 2018 reichte Eric Nussbaumer (sp, BL) ein Postulat mit Bezug auf die
parlamentarische Mitwirkung in Angelegenheiten Schweiz/EU ein. Im Rahmen der
Botschaft zum institutionellen Abkommen zwischen der Schweiz und der EU soll der
Bundesrat auch Varianten der zukünftigen Beteiligung des Parlaments in der
Europapolitik aufzeigen. 
In der jüngeren Vergangenheit wurden bereits mehrfach ähnliche Anliegen, die mehr
parlamentarische Partizipation in Sachen Schweiz-EU verlangten, an den Bundesrat
herangetragen. Ein Beispiel dafür ist die Motion «Massnahmen zur frühzeitigen
Information des Parlaments über relevante europäische Gesetzgebungsentwürfe» (Mo.
10.3005) sowie ein – ebenfalls von Eric Nussbaumer– angedachtes parlamentarisches
Verbindungsbüro bei der EU (Mo. 14.3646). Diese Motion scheiterte jedoch 2014, weil
sie nicht innerhalb von zwei Jahren im Rat behandelt wurde. Laut Nussbaumer seien
die potentiellen Möglichkeit einer stärkeren Einbindung des Parlaments somit auch
heute noch nicht eindeutig geklärt. Er verlangte folglich insbesondere die Prüfung fünf
spezifischer Massnahmen: Schaffung einer ständigen Kommission für Angelegenheiten
Schweiz-EU; Schaffung des bereits erwähnten Verbindungsbüros; Schaffung einer
ständigen gemeinsamen Delegation der APK-NR und der APK-SR; Monitoring der
Bundesversammlung über für die Schweiz relevante EU-Rechtssetzungsprozesse; volles
Stimmrecht der Schweizer Parlamentsdelegation im EWR- und EU-
Parlamentarierkommitee.
In seiner Stellungnahme vom Mai 2018 äusserte sich der Bundesrat positiv hinsichtlich
einer engen Einbindung der Bundesversammlung in die Schweizer Europapolitik. Das
noch ausstehende institutionelle Abkommen zwischen der Schweiz und der EU soll
primär die effizientere Anwendung der bilaterale Marktzugangsabkommen ermöglichen.
Im Kontext dieser Zusammenarbeit könne das Abkommen auch als Rahmen für eine
verstärkte Kooperation der Bundesversammlung und des Europäischen Parlaments
fungieren. Massnahmen zur Stärkung der Rolle des Parlaments in der Schweizer
Europapolitik könnten jedoch erst nach Abschluss der Verhandlungen vorgelegt
werden. Trotzdem beantragte der Bundesrat die Annahme des Postulats. 
In der Folge wurde das Postulat in der Sommersession 2018 von Nationalrat Roger
Köppel (svp, ZH) bekämpft. Dieser zog seinen Antrag auf Ablehnung in der Herbstsession
2019 zurück, kurz darauf folgte jedoch eine erneute Bekämpfung, dieses Mal durch
Pirmin Schwander (svp, SZ). Die Behandlung durch den Nationalrat wurde durch das
Vorgehen der SVP-Nationalräte somit zweimalig verschoben, womit auch diesem
Postulat die Abschreibung aufgrund von Nichtbehandlung drohte. 9

POSTULAT
DATUM: 27.09.2018
AMANDO AMMANN

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energie

Im März 2017 debattierte der Nationalrat über den Verfassungsartikel über ein Klima-
und Energielenkungssystem (KELS). Nachdem die UREK-NR im Januar einstimmig
Nichteintreten empfohlen hatte, deklarierten alle Fraktionen der grossen Kammer, dass
sie nicht auf die Vorlage eintreten wollen. Die Parteien argumentierten dabei sehr
unterschiedlich. Während die SVP ein Energielenkungssystem und die Energie- und
Klimaziele insgesamt in Frage stellte, betonten FDP und CVP die Schwierigkeiten für die
Wirtschaft, welche das KELS nach sich ziehen würde. Stefan Müller-Altermatt (cvp, SO)
sagte für die CVP-Fraktion, das KELS sei „in der besten aller Welten das beste aller
Systeme". Da wir aber nicht in der besten aller Welten leben würden, lehne die CVP die
Vorlage ab. Eric Nussbaumer (sp, BL) hielt fest, dass es bereits eine
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Verfassungsgrundlage für Lenkungsabgaben gebe und das KELS deshalb nicht notwendig
sei. Grüne und Grünliberale lehnten das KELS ebenfalls ab, betonten aber die
Wichtigkeit eines Massnahmenmixes zur Erreichung der Energie- und Klimaziele.
Obschon ein Nichteintreten quasi von Beginn der Debatte an feststand, dauerte die
Diskussion über zwei Stunden. Dies war vor allem auf die zahlreichen Fragestellungen
aus der SVP-Fraktion zurückzuführen: Insgesamt 39 Fragen stellten Mitglieder der SVP-
Fraktion den Rednerinnen und Rednern der anderen Fraktionen, zumeist mit dem Ziel,
deren Haltung zum ersten Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050 in Frage zu
stellen. Die meisten Wortmeldungen kamen dabei von Magdalena Martullo-Blocher,
Adrian Amstutz, Albert Rösti, Walter Wobmann, Christian Imark und Toni Brunner. Das
abschliessende Votum von Bundesrat Maurer für das KELS änderte nichts: Die grosse
Kammer beschloss ohne Gegenantrag Nichteintreten. 10

Energiepolitik

In der Frühlingssession 2016 nahm der Nationalrat die Differenzbereinigung zur
Energiestrategie 2050 auf. In der ersten Differenz, der Höhe des Richtwertes für den
Zubau an erneuerbaren Energien, beantragte die Kommissionsmehrheit das Festhalten
an den 14 500 Gigawattstunden, während eine Minderheit Schilliger (fdp, LU) das vom
Ständerat gesetzte Ziel von 11 400 Gigawattstunden übernehmen wollte. Mit dem
knappen Resultat von 98 zu 95 Stimmen (keine Enthaltungen) blieb die grosse Kammer
bei ihrem Richtwert und liess die Differenz bestehen. In der Frage der Abwägung von
nationalen Interessen wollte die Mehrheit der UREK-NR auf die bundesrätliche Fassung
zurückgreifen, welche dem Bau oder Ausbau einer Anlage zur Gewinnung von
erneuerbarer Energie ein nationales Interesse zuschreibt und dieses als grundsätzlich
gleichwertig zu anderen nationalen Interessen sieht. Eine Minderheit I Wasserfallen
(fdp, BE) wollte an der nationalrätlichen Version festhalten, welche das Wort
"grundsätzlich" und auch den ständerätlichen Zusatz, das Bauvorhaben dürfe ein
Objekt nicht im Kern seines Schutzwertes verletzen, nicht enthält. Eine Minderheit II
Grunder (bdp, BE) schliesslich wollte den Absatz 3 des Artikels 14 ohne das Wort
"grundsätzlich", aber mit der ständerätlichen Formulierung zum "Kern des
Schutzwertes". Nachdem die Minderheit II der Minderheit I deutlich unterlag, obsiegte
mit der Minderheit I die Ratsrechte mit 101 zu 93 Stimmen (keine Enthaltungen)
zugunsten einer Formulierung, die namentlich auch Pumpspeicherkraftwerken das
gleiche nationale Interesse bescheinigt, wie beispielsweise dem Landschaftsschutz. In
den Differenzen bezüglich der Abnahme- und Vergütungspflicht bei der Einspeisung
netzgebundener Energie schlug die Kommissionsmehrheit nur minime Änderungen in
den Formulierungen vor, stimmte aber inhaltlich grösstenteils dem Ständerat zu. Eine
Minderheit Schilliger (fdp, LU) wollte die bundesrätliche Fassung der ständerätlichen
vorziehen, unterlag der Mehrheit aber mit 95 zu 98 Stimmen bei einer Enthaltung. Eine
Minderheit Semadeni (sp, GR) verlangte erfolgreich, die Untergrenze von 1 Megawatt
Leistung für Wasserkraftanlagen zur Beteiligung am Einspeisevergütungssystem wieder
aufzunehmen, die in der ersten Lesung vom Nationalrat eingeführt, vom Ständerat aber
gestrichen worden war. In den übrigen Differenzen bezüglich
Einspeisevergütungssystem stimmte die Minderheit Semadeni aber dem Ständerat zu.
Bei Artikel 21 zur Direktvermarktung der Energie schuf der Nationalrat weitere
Differenzen zum Ständerat, indem er Detailregelungen vornahm, die es erlauben,
kleinere Produzenten von der Pflicht zur Direktvermarktung zu befreien. Der Nationalrat
hielt ausserdem an der Streichung der Regelungen von Auktionen und
Auktionsverfahren (Artikel 25-27) fest. Da der Ständerat in diesen Punkten dem
Bundesrat zugestimmt hatte, blieb eine Differenz bestehen. Die vom Ständerat
aufgenommene Finanzhilfe für die Grosswasserkraft wurde im Nationalrat kontrovers
diskutiert. Die Kommissionsmehrheit wollte die Marktprämie für
Grosswasserkraftanlagen übernehmen, änderte aber einige Formulierungen und strich
die Absätze zu den Detailregelungen. Eine Minderheit Wasserfallen (fdp, BE) wollte
hingegen das ganze Konzept streichen. Schliesslich zog der Rat einen Einzelantrag
Grüter (svp, LU), welcher dem Mehrheitsvorschlag entsprach, aber zudem eine
Zweckbindung der Marktprämie zur Sicherung des langfristigen Weiterbetriebs enthielt,
dem Mehrheitsvorschlag vor. Für das Streichen der Marktprämie trat nur eine
Minderheit der grossen Kammer ein: Mit 112 zu 77 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) stimmte
der Rat der Finanzhilfe für Grosswasserkraftanlagen zu. Er tat dies zwar in Abweichung
vom Ständerat, baute mit der gewählten Formulierung aber eine Brücke zur kleinen
Kammer. Artikel 39 zum Netzzuschlagsfonds - vom Ständerat gestrichen - bestätigte der
Nationalrat gemäss Bundesrat. Beim "Sunset-Klausel" genannten Artikel 39a betreffend
dem Auslaufen der Unterstützungsbeiträge setzte sich die Kommissionsmehrheit gegen
zwei Minderheiten durch: Der Rat stimmte der Fassung des Ständerates zu und verwarf
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sowohl den Vorschlag der Minderheit I Wasserfallen (fdp, BE), welche das Auslaufen der
Unterstützungsbeiträge auf 2025 statt auf 2031 festlegen wollte, als auch jenen der
Minderheit II Nussbaumer (sp, BL), welche ein vorzeitiges Auslaufen der
Unterstützungsbeiträge bei Erreichen des Richtwertes im Zubau erneuerbarer Energien
vorsah. Mit der Annahme eines Einzelantrags Knecht (svp, AG) schuf der Nationalrat eine
neue Differenz: Forschungsanlagen im internationalen Wettbewerb sollen vom
Netzzuschlag ausgenommen sein. Als Erstrat hatte der Nationalrat Regelungen für
Grossfeuerungen und Heizungen aufgenommen, die vom Ständerat aber gestrichen
wurden. Der Nationalrat hielt in der Differenzbereinigung jedoch daran fest, wenn auch
in allgemeiner gehaltenen Formulierungen und gegen eine Minderheit Knecht (svp, AG),
die dem Ständerat zustimmen wollte. Bei der Differenz bezüglich der rationellen
Energienutzung im Gebäudebereich übernahm der Nationalrat im Wesentlichen die
ständerätliche Fassung. Eine Minderheit Jans (sp, BS) wollte die Zielvorgaben bezüglich
Energieeffizienz für die Elektrizitätslieferanten beibehalten, der Rat folgte aber seiner
Kommission und stimmte dem Ständerat zu, welcher die Artikel 48 bis 50 gestrichen
hatte. Einige Differenzen schuf der Nationalrat bei den Gesetzesartikeln zum
Monitoring von Energiespar- und Effizienzmassnahmen, dies vor allem bezüglich
Personendaten und Vollzugsstelle. Die Differenz bezüglich der Koppelung von
Energiestrategie und Atomausstiegsinitiative blieb bestehen, der Nationalrat hielt an
seiner Streichung des entsprechenden Artikels fest, obschon der Ständerat in dieser
Sache dem Bundesrat gefolgt war. Auch bezüglich der Steuerabzüge für
Gebäudesanierungen und Ersatzneubauten blieb der Nationalrat auf seiner Linie und
prononcierte diese gar, indem etwa Bedingungen für den Abzug gestrichen wurden.
Eine Minderheit Badran (sp, ZH), die den gesamten Steuerabzug-Artikel gemäss dem
Ständerat streichen wollte, unterlag in der Abstimmung mit 68 zu 123 Stimmen bei 3
Enthaltungen. Eine Differenz beilegen konnte der Nationalrat mit der Streichung der
Langzeitbetriebskonzepte für Atomkraftwerke. Eine Minderheit I Bäumle (glp, ZH),
welche dieses Konzept beibehalten wollte, fand Zustimmung bei Grünen, SP, GLP und
Teilen von CVP und BDP, unterlag aber mit 77 gegen 118 Stimmen (keine Enthaltungen).
Eine Minderheit II Jans (sp, BS) wollte eine Laufzeitbeschränkung auf 50 Jahre ins
Kernenergiegesetz aufnehmen, fand aber über die Grünen, SP und GLP hinaus kaum
Unterstützung und wurde mit 64 zu 131 Stimmen abgelehnt. Eine Differenz blieb im
Stromversorgungsgesetz erhalten, wo sich eine Minderheit Grunder (bdp, BE)
durchsetzte und die allgemeiner gehaltene Formulierung des Bundesrates jener des
Ständerates vorzog. In allen übrigen Differenzen übernahm der Nationalrat die
ständerätliche Fassung. 11

Netz und Vertrieb

Im September 2017 behandelte der Nationalrat wieder das Bundesgesetz zum Um- und
Ausbau der Stromnetze. Nationalrat Nussbaumer (sp, BL) erklärte für die UREK-NR,
dass die Kommission in vier kleineren Differenzen auf die Linie des Ständerates
eingeschwenkt sei, die beiden wichtigsten Differenzen aber aufrechterhalten wolle.
Man erwarte erstens vom Ständerat, dass dieser die Auslagerung der gesetzlichen
Regelung der Durchschnittspreismethode in eine zweite Vorlage als Teil der
Kompromisssuche akzeptiere. Zweitens wolle es die Kommission den Endverbrauchern
offenhalten, der Installation und dem Betrieb von intelligenten Steuer- und
Regelsystemen zuzustimmen. Deren Betrieb sei nicht automatisch dem Netzbetreiber
zu überlassen. Bundesrätin Leuthard erläuterte wie schon in den vorangegangenen
Debatten in dieser Sache, weshalb dem Ansinnen des Ständerates bezüglich der
Durchschnittspreismethode nicht nachzukommen sei. Sie begrüsste die Haltung der
UREK-NR. Der Rat folgte seiner Kommission einstimmig. 12
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Der vom Ständerat vorgeschlagene Kompromiss bezüglich der Wasserkraft-Klausel im
Bundesgesetz zum Um- und Ausbau der Stromnetze vermochte im Nationalrat keinen
Stimmungsumschwung zu bewirken. Die grosse Kammer folgte ihrer Kommission und
hielt daran fest, die Wasserkraft-Klausel zu streichen. Ein Minderheitenantrag
Nussbaumer (sp, BL), der mit einem Kompromissvorschlag dem Ständerat in dieser
Differenz die Hand reichen wollte, unterlag im Plenum mit 86 zu 102 Stimmen (2
Enthaltungen). Damit war eine Einigungskonferenz unumgänglich. 13
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Kernenergie

Die Kernkraftwerkbetreiber sind gemäss dem Kernenergiegesetz (KEG) und der
Stilllegungs- und Entsorgungsverordnung (SEFV) dazu verpflichtet, Beiträge in die
nationalen Stilllegungs- und Entsorgungsfonds einzuzahlen. Diese Fonds sollen
gewährleisten, dass die zukünftig anfallenden Kosten für den Rückbau der Anlagen und
für die Entsorgung der radioaktiven Abfälle durch die Betreiber der Anlagen finanziert
werden. Artikel 80 des KEG sieht zudem vor, dass bei höher anfallenden Kosten auch
eine Nachschusspflicht möglich ist. Eine solche Nachschusspflicht sei gemäss Eric
Nussbaumer (sp, BL) bei den Anlagen Gösgen und Leibstadt jedoch problematisch, da
diese Kernanalagen zum einen nur wenig Eigenkapital besitzen und somit solche Kosten
nicht decken könnten, und zum anderen, weil die beteiligten Partner nur mit ihrem
Eigenkapital haften. Als Folge trägt der Bund ein grosses Haftungsrisiko. Eric
Nussbaumer forderte deshalb in einem Postulat einen Bericht, der die rechtliche
Verbindlichkeit und Durchsetzbarkeit der Nachschusspflicht für die beteiligten
Partner aufzeigt.

Der Bundesrat anerkannte zwar das Problem, wies aber auf die parlamentarische
Vorstösse Vischer (Po. 11.3356) sowie Fetz (Mo. 13.4185) hin, die Ähnliches verlangt
hatten. Ein Durchgriff des Bundes auf die beteiligten Partner sei „verfassungsmässig
problematisch und kaum praktikabel”, da der Bund nicht Vertragspartei sei und somit
nicht in das privatrechtliche Verhältnis zwischen den Aktionären und den beiden
Aktiengesellschaften eingreifen könne. Er beantragte deshalb die Ablehnung des
Postulats. Der Nationalrat folgte im März 2018 der Empfehlung des Bundesrates und
lehnte das Begehren mit 131 zu 62 Stimmen (0 Enthaltungen) ab. Zustimmung fand die
Vorlage bei den Fraktionen der Grünen, der SP und der GLP, stiess jedoch bei den
Fraktionen der SVP, CVP, FDP und BDP auf Widerstand. 14

POSTULAT
DATUM: 08.03.2018
MARCO ACKERMANN

Alternativenergien

Le Conseil national s’est prononcé par 103 voix contre 84 en faveur d’un postulat
Nussbaumer (ps, BL) demandant au Conseil fédéral d’adapter le plan d’action des
énergies renouvelables au modèle qui prévaut au sein de l’Union européenne. 15

POSTULAT
DATUM: 08.06.2011
LAURENT BERNHARD

Umweltschutz

Luftreinhaltung

Par 19 voix contre 2, la CEATE-CN a approuvé les amendements du Protocole relatif aux
polluants organiques persistants. Les modifications apportées visent à réduire la
pollution atmosphérique, en limitant davantage les émissions de polluants organiques
persistants. Durant le débat au Conseil national, Eric Nussbaumer (ps, BL) interpelle la
conseillère fédérale Doris Leuthard afin qu'elle confirme que le traité est un exemple
de reprise dynamique du droit international sous respect du choix du Parlement et de
la démocratie directe. Elle acquiesce et rappelle que les lois étrangères ne sont pas
adoptées automatiquement. Au vote d'ensemble, l'arrêté fédéral est adopté au Conseil
national par 150 voix. Huit parlementaires du groupe UDC s'y sont opposés. Le Conseil
des Etats, à son tour, va devoir statuer. 16
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Im Jahr 2017 wurde die Übergabe des Programms «Jugend und Sport» vom BASPO an
Swiss Olympic in die Wege geleitet. Dieser Änderung, welche die Nachwuchsförderung
fortan zur Sache des Privatsports machte, stimmte der Bundesrat im November 2017
zu. Damit wurde Swiss Olympic mit der Koordination des gesamten Leistungssports aller
Altersstufen betraut, wodurch eine klarere Aufgabentrennung zwischen BASPO und
Swiss Olympic beabsichtigt wurde. Die Übergabe hatte keine finanziellen
Konsequenzen, weil der Bund weiterhin seinen Anteil an Mitteln zur Verfügung stellen
würde, bedeutete hingegen weniger Aufwand für das BASPO. 
Diese Kompetenzenverlagerung ging auf den Wunsch von Swiss Olympic zurück, das sich
im Zuge der Konkretisierung des Leistungssportkonzeptes des Bundes um die
Übernahme der Koordination der nationalen Nachwuchsförderung bemüht hatte. Hinzu
kam auch eine deutlichere Abgrenzung der J+S-Angebote, indem nur noch jene
Jugendorganisationen in den Genuss von Subventionen kommen sollten, welche die
Voraussetzungen des Kinder- und Jugendförderungsgesetzes erfüllten. Religiös
geprägte Organisationen fielen damit aus dem Raster, womit der Bundesrat mehreren
Entscheiden des Bundesverwaltungsgerichts nachkam. Die Streichung dieser Gelder
löste bei den Betroffenen Unverständnis aus. Als Reaktion wurde eine Petition lanciert
mit dem Ziel, den Entscheid rückgängig zu machen. Andi Bachmann-Roth,
Jugendbeauftragter der Schweizerischen Evangelischen Allianz, stritt gegenüber der
NZZ zwar nicht ab, dass die Verbände die Lagerteilnehmenden zur Konversion einladen
würden, es sei jedoch auch ihr gutes Recht «in einem freien Land», dies zu tun.
Schliesslich gehe es den Verantwortlichen um eine ganzheitliche Förderung der
Jugendlichen. Auch in Politikerkreisen stiess der Beschluss auf Kritik. So kritisierte SP-
Nationalrat Nussbaumer (sp, BL), der selber Mitglied einer Freikirche ist, die Streichung
der Subventionen ebenfalls als unangemessen. Er zeigte sich einverstanden damit, dass
der Staat fundamentalistische Organisationen nicht unterstützen könne, «einfach alle
Freikirchen in einen Topf [zu] werfen», sei indes falsch. Ob er oder andere christliche
Politikerinnen oder Politiker dazu einen Vorstoss einreichen wollten, wurde vorerst
aber offen gelassen.

Zur Umsetzung der beabsichtigten Neuerungen waren drei Verordnungen einer
Teilrevision unterzogen worden: Die Entwürfe der neuen Sportförderungsverordnung,
der Verordnung des VBS über die Sportförderungsprogramme und -projekte sowie der
Verordnung des BASPO über «Jugend und Sport» wurden zwischen März und Juni 2017
einer Vernehmlassung unterzogen. Dort stiessen die Reformen kaum auf Widerstand.
Vor allem die betroffenen Sportverbände zeigten sich zufrieden mit den Änderungen,
auch weil sich eine Unterscheidung von Spitzen- und Breitensport erübrige. Mit dem
positiven Widerhall wurden die Verordnungen vom Bundesrat auf Jahresbeginn 2018 in
Kraft gesetzt. 17

ANDERES
DATUM: 15.11.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

In der Frühjahrssession lehnte der Nationalrat mit 107 zu 64 Stimmen eine Motion
Nussbaumer (sp, BL) ab. Der Vorstoss zielte darauf ab, Studienwillige mit einer
Berufsmaturität gestalterischer Richtung und mit einer Grundausbildung in einem der
Studienrichtung verwandten Beruf im Fachbereich Design ohne zusätzliche
Eignungsabklärung zum Studium zuzulassen. Ebenfalls verworfen hat die grosse Kammer
eine Motion Fasel (csp, FR), mit welcher der Bundesrat verpflichtet werden sollte, die
Entwicklung der Ausgaben für Administration und Marketing an den Fachhochschulen
in den letzten 10 Jahren zu untersuchen. 18

MOTION
DATUM: 28.04.2009
ANDREA MOSIMANN

1) BZ, 13.7.15; LT, NZZ, TA, 29.10.15; NZZ, 31.10., 4.11.15; CdT, TA, 6.11.15; CdT, 7.11.15; NZZ, 11.11.15; BZ, 14.11.15; CdT, 17.11.15; AZ,
NZZ, 19.11.15; TA, 20.11.15; AZ, BaZ, Blick, LT, LZ, Lib, NZZ, SGT, TA, 21.11.15; SO, 22.11.15; NZZ, 24.11.15; BZ, NZZ, 25.11.15; BaZ,
NZZ, 26.11.15; NZZ, 27.11., 28.11.15; So-Bli, 29.11.15; CdT, 2.12.15; TA, 4.12.15
2) Pa.Iv. 15.496
3) 17.046 Abstimmungsprotokoll; AB NR, 2018, S. 641ff.; AB NR, 2018, S. 808ff.; AB NR, 2018, S. 832ff.; AB NR, 2018, S. 930ff.;
AZ, BaZ, NZZ, 31.5.18; So-Bli, 3.6.18; Blick, 6.6.18; BaZ, NZZ, WW, 7.6.18; NZZ, 9.6.18; So-Bli, 10.6.18; AZ, TA, 12.6.18
4) Bund, 24.3.06; NZZ, 22.3.06; TA, 22.2.06; Presse vom 27.3.06.
5) NZZ, 22.2.10; NLZ, 4.3.10; Presse vom 15.1. bis 6.3.10; Presse vom 9.3.10; Presse vom 11.3 bis 29.4.10; NLZ, 3.5.10 und Presse
vom 3.5.10
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6) NWZ, 22.8.13, 8.1., 18.1., 30.1., 1.2.14; NZZ, 12.2.14; NWZ, 6.3., 7.3., 11.3.14; NWZ, 12.3.14; NZZ, 14.3.14; LZ, NWZ, NZZ, 24.3.14;
NWZ, NZZ, 26.3.14; NWZ, 26.4., 29.4., 30.4.14; NZZ, 9.5.14; LZ, 19.5.14
7) LZ, 22.9.17; NWZ, 29.12.17, 4.1., 6.1., 8.1., 10.1., 12.1.18; BU, 13.1.18; NWZ, 16.1., 21.2., 23.2.18; NWZ, 5.3.18; NWZ, 6.3.18
8) BaZ, 2.4.15; BLZ, 8.4., 14.4., 24.4.15; NZZ, 5.5.15; BaZ, 9.6., 24.6.15; BLZ, 17.8., 24.8.15; BZ, 9.10.15; BLZ, BaZ, 19.10.15
9) AB NR, 2018, S. 1154; AB NR, 2019, S. 1935
10) AB NR, 2017, S. 283 ff.; LT, NZZ, 9.3.17
11) AB NR, 2016, S. 104ff.; AB NR, 2016, S. 64ff.; AB NR, 2016, S. 80ff.; Lib, NZZ, TA, 3.3.16
12) AB NR, 2017, S. 1538 ff.
13) AB NR, 2017, S. 1962 ff.
14) AB NR, 2018, S. 317 f.
15) BO CN, 2011, p. 1012.
16) BO CN, 2018, p. 468s; Communiqué de presse CEATE-CN
17) Medienmitteilung BASPO vom 22.03.2017; Medienmitteilung VBS vom 15.11.2017; Vernehmlassungsbericht BASPO vom
01.10.2017; WW, 23.3.17; NZZ, 31.3.17; TA, 26.4.17
18) AB NR, 2009, S. 734 und 735.; Mo. 08.3357
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